
R A U L Z E L I K

D
em aktuellen Bericht des For-
schungsprojekts »Measuring 
Irregular Migration« (Mir-
reM) zufolge leben in den 
wichtigsten »zwölf euro-
päischen Ländern inklusive 

Großbritannien« etwa drei Millionen 
irreguläre Migrant*innen – »weniger als 
ein Prozent der Gesamtbevölkerung«. 
Die Zahlen hätten sich im vergangenen 
Jahrzehnt auch kaum verändert, so die 
Forscher*innen weiter. Leicht gewach-
sen seien sie in Österreich, Deutschland 
und Spanien; zurückgegangen hingegen 
in Griechenland und Polen.

Der Befund ist bemerkenswert: Drei 
Millionen Illegalisierte (plus zusammen-
gezählt etwas mehr als acht Millionen 
Menschen, die seit 2015 in der EU Asyl-
anträge gestellt haben) sollen dafür ver-
antwortlich sein, dass der Wohlstand von 
450 Millionen EU-Bürger*innen gefähr-
det ist und die Mieten steigen. Eigentlich 
liegt auf der Hand, dass mit dieser Rech-
nung etwas nicht stimmt und der Abbau 
der Sozialsysteme in Europa ganz andere 
Ursachen haben muss als die »ungesteu-
erte Migration«. Dennoch ist die öŲent-
liche Debatte von rechten Wahnvorstel-
lungen beherrscht.

Hannah Arendt war weiter als Die Linke

Das liegt zumindest teilweise auch daran, 
dass die europäische Linke es bislang 
wenig versteht, die migrationspolitische 
Frage mit eigenen, sozialistischen Deu-
tungen zu besetzen. Stattdessen folgt sie 
auf die eine oder andere Weise den Argu-
mentationen des bürgerlichen Main-
streams. In der Partei Die Linke etwa 

meinten die einen, angeführt von Sahra 
Wagenknecht, die in Deutschland ansäs-
sigen Beschäftigten vor zuwandernden 
Arbeiter*innen »schützen« zu müssen, 
während die anderen mit tendenziell 
liberalen Argumenten dagegen hielten: 
Sie plädierten für »mehr Menschlichkeit« 
oder verwiesen auf den »ökonomischen 
Nutzen« der Migration. Doch weder die 
einen noch die anderen nahmen eine 
Position ein, die sich im Kern als sozia-
listisch bezeichnen ließe.

Nähme die Linke ihre sozialistische 
Tradition ernst, müsste sie ausgehend 
vom Gleichheits- und Solidaritätsprin-
zip jede Spaltung der unteren Klassen 
zurückweisen – und damit das Auslän-
der- und Aufenthaltsrecht ablehnen, das 
die Spaltung zwischen »einheimischen 
und fremden«, »legalen und illegalen« 
Arbeiter*innen überhaupt erst etabliert.

Auf diesen Punkt wies schon die – 
keineswegs sozialistische – Philosophin 
Hannah Arendt hin, die das Staatsbürger-
recht einst als »Recht, Rechte zu haben«, 
kritisierte. Über die nationale Zugehö-
rigkeit werden soziale und demokratisch 
Rechte exklusiv organisiert – eine ekla-
tante Verletzung des Gleichheitsprinzips. 
Insofern ist auch die Forderung nach Ein-
bürgerung der Migrant*innen aus sozi-
alistischer Perspektive ungenügend: Sie 
ändert nichts am anti-egalitären Charak-
ter des Staatsbürgerrechts, sondern ver-
kleinert nur den Kreis der BetroŲenen.

Was außerdem bei Arendt fehlt, aus 
sozialistischer Perspektive allerdings 
noch wichtiger wäre: Das Ausländer-, 
Aufenthalts- und Staatsbürgerrecht ist 
im Kapitalismus vor allem ein Werkzeug 
zur Spaltung und Entrechtung der Arbei-
terklasse. Migrationsforscher*innen wie 

Harsha Walia, Sandro Mezzadra oder 
Brett Neilson haben schon vor vielen 
Jahren aufgezeigt, wie die Grenz- und 
Migrationspolitik den illegalen Status 
von Migrant*innen gezielt produziert, 
um einen Niedriglohnsektor zu schaf-
fen. Dementsprechend geht es der politi-
schen Rechten mit ihrer scharfen Grenz- 
und Migrationspolitik keineswegs um ein 
Ende der Einwanderung, sondern um die 
Entrechtung der illegalisierten Beschäf-
tigten. Die Rechte will eine Arbeiter-
klasse, die sich gegen ihre Ausbeutung 
nicht wehren kann. Damit betreibt sie 
Klassenpolitik von oben. Für eine sozia-
listische Partei sollte es naheliegend sein, 
diese Art von Argumentation nach vorne 
zu stellen.

Für »Bewegungsfreiheit« 

Unter den US-amerikanischen »Democra-
tic Socialists« (DSA) scheint diese Debatte 
weiter als in Europa. Im Selbstverständ-
nis der Organisation wird »Bewegungs-
freiheit« als zentrale Forderung genannt: 
Die DSA wollen es »den Arbeitern ermög-
lichen, auf der Suche nach Arbeit frei und 
ohne restriktive Einwanderungskontrol-
len zwischen Ländern zu migrieren«, 
heißt es dort. Die Grenze soll entmilita-
risiert, allen Einwanderern »Zugang zu 
Jobs, Arbeitsrechten und Sozialleistun-
gen« eröŲnet und sämtliche Migrant*in-
nen sollen legalisiert werden.

Selbstverständlich greifen auch DSA-
Politiker wie New Yorks Bürgermeis-
ter Zohran Mamdani in der politischen 
Auseinandersetzung auf Argumente 
wie die »Verteidigung der Menschlich-
keit« zurück. Doch insgesamt tut sich 
die US-Linke leichter bei der Verbin-
dung von klassenkämpferischen und 

grenzabolitionistischen Positionen – also 
von Forderungen, die die AbschaŲung 
von Grenzregime und Migrationspolitik 
anstreben. Der Wahlkampf der DSA-Kan-
didatinnen Melat Kiros und Avila Che-
valier, die Ende Juni überraschend die 
Vorwahlen für die (als relativ sicher gel-
tenden) demokratischen Kongresswahl-
kreise in Denver und New York gewan-
nen, kreisten in diesem Sinne ganz um 
die Parole »Abolish ICE«. Die US-Abschie-
bepolizei gilt ihnen als Speerspitze des 
Klassenkampfs von oben.

Dass die Migrationsfrage in der US-
Linken eine zentrale Rolle spielt, liegt 
natürlich auch daran, dass die nordame-
rikanische Linke mittlerweile ganz anders 
zusammengesetzt ist als Die Linke in 
Deutschland. Die bisherigen vier demo-
kratisch-sozialistischen Kongressabge-
ordneten der »Squad« sind schwarze 
und braune Frauen – und auch die drei 

neuen aussichtsreichen DSA-Kandidatin-
nen stehen für eine migrantische Arbei-
ter*innen-Linke.

Wer hat Interesse an den Grenzen?

Trotz des Austritts von Sahra Wagenknecht 
hat sich in der deutschen Linken in dieser 
Hinsicht bisher eher wenig getan. Zwar hat 
sich eine migrationsfreundliche Linie durch-
gesetzt, doch die Partei wirkt dabei wie eine 
Fürsprecherin migrantischer Rechte und 
nicht als Ort migrantischer Organisierung. 
Das Wahlprogramm 2025 stützt sich unter 
dem Motto »Für eine gerechte Einwande-
rungsgesellschaft« auf humanitäre Appelle 
und nationale Nützlichkeitsargumente. So 
heißt es zum Beispiel: »Die großen Herausfor-
derungen von mehr Personal in Gesundheit, 
PÁege, Bildung und Erziehung, von ausrei-
chend bezahlbarem Wohnraum, funktionie-
rendem Nahverkehr, sozialem und ökologi-
schem Umbau der Wirtschaft werden wir nur 
gemeinsam schaŲen … Menschen mit Mig-
rationsgeschichte leisten wertvolle Arbeit.«

Zwar formuliert Die Linke dabei völlig 
richtige Forderungen: Sie will »sichere und 
legale Einwanderungswege eröŲnen« sowie 
den schnellen »Einstieg in die Arbeitswelt« 
und »volle Teilhabe« ermöglichen. Doch es 
fehlt ein Hinweis darauf, warum das bis-
lang anders ist. Die restriktive Grenzpolitik 
wird mit mangelnder Einsicht oder Rassis-
mus erklärt – und eben nicht, wie es für eine 
sozialistische Organisation naheliegend sein 
sollte, mit den materialistischen Interessen 
des Kapitals. Das hat durchaus praktische 
Folgen: Wer den Mangel an Menschlichkeit 
betont, hoŲt auf Aufklärung. Wer hingegen 
nach materiellen Interessen fragt, adressiert 
einen Gegner.

Auch deshalb sind die Entwicklungen 
in Spanien und Frankreich interessant. Die 

Wenn die Linke die Rechte stoppen will, muss sie das Thema Migration sozialistisch besetzen. In den USA könnte man sehen, wie das geht

»Gleiche Rechte« oder »gut für Deutschland«?

Mehr als eine Million Arbeiter*innen ohne Papiere haben in 
Spanien ihre Legalisierung beantragt. Ein wichtiger Schritt 
im Kampf um gleiche soziale Rechte – und ein Beispiel dafür, 
dass die Linke den rassistischen Kampagnen der Rechten 
etwas entgegensetzen kann.

Migranten warten in Barcelona auf die Öffnung eines Regierungsbüros, um ihre Regularisierung zu beantragen.

Das Ausländerrecht  
ist ein Instrument 
der Entrechtung. 
Es soll Migration 
nicht verhindern, 
sondern  
erschafft einen 
Niedriglohnsektor.
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In Spanien hat die Regierung Migrant*in-

nen die Möglichkeit eröŲnet, sich lega-

lisieren zu lassen. Mehr als eine Million 
Menschen haben einen Antrag gestellt. 
Was haben Sie gedacht, als Sie davon 
hörten?

Die Legalisierung ist bemerkenswert, weil 
viele andere europäische Länder und die 
USA gerade das Gegenteil tun: Sie wollen 
mehr Menschen abschieben. Man darf aber 
nicht vergessen, dass auch Spanien an sei­
nen Grenzen zu Marokko sehr hart gegen 
Migrant*innen vorgeht. Für mich wäre es 
daher wichtig, dass die Maßnahme für alle 
offen ist. 

Die Linke in Deutschland setzte in ihren 
Wahlkämpfen zuletzt ganz auf das 
Thema bezahlbarer Wohnraum. Die The-

men Flucht und Migration kamen wenig 
vor, obwohl die Partei im Grundsatzpro-

gramm ähnliche Forderungen wie Ihre 
Initiative vertritt. Wie sollte die Partei 
ihre migrationspolitischen Forderungen 
nach außen tragen?

Ich Ànde, die Linke sollte nicht nur über The­
men sprechen, mit denen sie viele Stimmen 

gewinnen kann. Das Thema hohe Mieten 
betrifft natürlich sehr viele Deutsche, aber 
auch GeÁüchtete haben große Probleme 
mit Wohnraum – sie dürfen oft gar keine 
eigene Wohnung mieten. In einem Lager zu 
leben, das ist kein richtiges Wohnen, son­
dern nur ein »Gelagertsein«. Viele Probleme 
hängen miteinander zusammen. Die Linke 
sollte sie zusammenbringen und daraus 
eine klare, offensive Kampagne machen.

Was meinen Sie mit oŲensiv?
Die Linke sollte zeigen, dass Migrant*innen 
auch viel Positives für das ganze Land brin­
gen. Es bringt nichts, Menschen in Lagern 
festzuhalten und ihnen nicht zu erlau­
ben, arbeiten zu gehen. Wenn sie stattdes­
sen selbst Geld verdienen dürfen, hilft das 
nicht nur ihnen, sondern auch dem Land 
insgesamt.

Aber das würde sich ja wieder mit der 
Argumentation decken, wonach Deutsch-

land nur jene Migrant*innen aufnehmen 
sollte, die »der deutschen Wirtschaft« 
nützen.
Es gibt Menschen, die schon seit Ewigkei­
ten hier leben und die, wie jetzt in Spanien, 
keinen Zugang zu vielen Dingen haben: zu 
Arbeit, Wohnraum oder zu Bildung. Einige 
Frauen in Brandenburg dürfen nicht mehr 
am Deutschkurs teilnehmen, weil das 
BAMF den Zugang zu »freiwilligen Inte­
grationskursen« beschränkt hat. Wir for­
dern, dass alle GeÁüchteten in Deutsch­
land bleiben dürfen, hier arbeiten und sich 
ein Leben aufbauen, unabhängig von ihrer 
QualiÀkation oder ihrem »Nutzen« für den 
Staat. In der Praxis könnte das heißen, dass 
alle Menschen ohne Papiere und solche mit 
einer Duldung unkompliziert legalisiert 
werden – wie jetzt in Spanien. 

Über das »Chancenaufenthaltsrecht« der 
Ampel konnten über 82 000 Menschen 
in einer Duldung eine Bleibeperspektive 
bekommen. Das Gesetz ist Ende 2025 
ausgelaufen. War das ein gutes Modell?
Ich kenne einige Menschen, die davon 
proÀtiert haben. Aber insgesamt waren 

die Hürden sehr hoch. Zwar wurden auch 
einige Menschen ohne geklärte Identität 
anerkannt, aber Menschen ohne Papiere 
werden für sehr viele Dinge kriminalisiert, 
die dann später verhindern, dass sie aner­
kannt werden. Zum Beispiel Widerstand 
gegen die Abschiebung oder Täuschung 
über die Identität. Es wäre besser, wenn 
einfach alle Menschen in Duldung einen 
Aufenthaltstitel bekämen.

2024 hat die Bundesregierung beschlos-

sen, deutschlandweit eine elektronische 
Bezahlkarte für GeÁüchtete einzuführen. 
Seit 2026 gibt es die jetzt auch in Berlin. 
Schon in den 90ern wurde ein Gutschein­
system für GeÁüchtete eingeführt. Das hat 
nicht funktioniert, jetzt kommt es digital 
zurück. Das kostet den Staat Unsummen, 
und die Betroffenen können nicht überall 
einkaufen – und auch nicht alles, was sie 
wollen. Solidarische Gruppen haben orga­
nisiert, dass GeÁüchtete mit der Bezahlkarte 
Gutscheine kaufen und gegen Bargeld ein­
tauschen. Doch einige Supermärkte haben 
bereits verweigert, dass Menschen mit der 
Bezahlkarte Gutscheine kaufen. Das ist eine 
Politik, die darauf abzielt, Menschen gegen­
einander auszuspielen. Dem sollten linke 
Parteien etwas entgegensetzen.

»Gleiche Rechte« oder »gut für Deutschland«? 
Die Initiative »Women in Exile« fordert eine Migrationspolitik, die Schluss macht mit 
Ausgrenzung und Entsolidarisierung

»Eine Politik, die Menschen 
gegeneinander ausspielt«

 ❚ Elizabeth Ngari ist Frauenrechtsaktivistin 

und hat 2002 zusammen mit anderen 

geÁüchteten Frauen die Initiative 
Women in Exile gegründet. Die Gruppe 
unterstützt die Selbstorganisierung von 

GeÁüchteten in Heimen.
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Selbstbewusst 
migrantisch

Die Linkspartei La France 
Insoumise setzt verstärkt auf die 
politische Kraft der Einwanderer
A R M I N O S M A N O V I C

Aus Angst, Wähler*innen zu verschre­
cken, blieb Frankreichs politische Linke 
in Sachen Mi  gra  tion lange Zeit auffäl­
lig stumm. Jean-Luc Mélen chon, Präsi­
dentschaftskandidat des links sozia lis ti­
schen La France In sou mise (LFI), geht 
nun einen anderen Weg: Statt das Mi gra­
tions thema verschämt zu behandeln, 
ruft er ein »Neues Frankreich« (Nou velle 
France) aus, das den demograÀschen 
Wandel der Gesellschaft anerkennt. 
40 Prozent der französischen Bevölke­
rung haben heute schon einen mi gran­
ti schen oder post kolo nia len Hintergrund 
– und ihre Zahl wächst weiter.

Mélenchon geht es dabei selbstver­
ständlich auch um Erfolg bei den Prä­
sidentschaftswahlen im kommenden 
Jahr. Er zielt auf die Mobilisierung der 
schwarzen Franzosen aus den ehemali­
gen Ko lo nien vor allem in Afrika. Mélen­
chon, in Tanger in der ehemaligen Kolo­
nie Marokko geboren, verspricht diesen 
Menschen die vor ent hal tene Anerken­
nung. »Zu schwarz, um Französin zu 
sein«, lau tete der Titel eines Doku­
mentarÀlms der fran zö sisch-ivo ri schen 
Filme mache rin Isabelle Boni­Cla ve­
rie. Mélenchon antwortet auf diesen 
Befund, indem er schwarze Politiker wie 
Bally Bagayoko, den Bürgermeister der 
Großstadt Saint-Denis, fördert und von 
Frankreich als »gemischter« (métissage) 
Nation spricht.

Rechtsradikale und traditionelle 
Rechte spucken wütend Gift und Galle, 
hatten sie doch geglaubt, dass sich keine 
politische Kraft trauen würde, sich ihrer 
Mi gra tions­ und Identitätspolitik zu 
widersetzen. Dass die mi gran ti sche und 
post kolo niale Bevölkerung Wahlen mit­
entscheiden kann, hat sich bereits bei 
den vorgezogenen Parlamentswahlen 
2024 gezeigt. Der Kandidat des rech­
ten Rassemblement National, Jordan 
Bar della, hatte damals schon wie der 
sichere Sieger ausgesehen, doch dann 
kam es anders.

Entscheidend für den Wahlausgang 
war auch der Fußballstar Kylian Mbappé, 
der mit seinem Wahlaufruf gegen den 
RN viele junge Menschen in den Vorstäd­
ten erreichte. Dort siegten linke Kandi­
daten; das Wahlbündnis aus LFI, Sozial­
demokraten, Grünen und Kommunisten 
wurde zum stärksten Block in der fran­
zösischen Nationalversammlung.

Bei den Kommunalwahlen im März 
hat sich dieses Szenario nun wieder­
holt. Wieder gelang es dem RN nicht, 
auf breiter Front zu gewinnen. Die gro­
ßen Me tro po len blieben – mit Ausnahme 
von Nizza – in den Händen der Linken.

In seinem Kampf um das Präsiden­
tenamt im Mai 2027 wird für Mélen­
chon viel davon abhängen, ob er in der 
ersten Runde der Präsidentschaftswah­
len sein »Neues Frankreich« mobilisie­
ren kann, um etwa 20 Prozent zu errei­
chen. Im zweiten und entscheidenden 
Wahlgang muss er, neben mi gran ti schen 
und post kolo nia len Wähler*innen und 
seinen alten Stammwählern unter Arbei­
ter*innen, dann auch die links libe ra len 
Wähler*innen in den Me tro po len errei­
chen. Gerade die haben allerdings wenig 
Vertrauen in Mélenchon, der mit seinen 
fast 75 Jahren zu Frankreichs alter poli­
tischer Garde gehört.

Die Legalisierung 
ist schon allein 
deswegen 
bemerkenswert, 
weil viele andere 
europäische Länder 
gerade das 
Gegenteil tun.«

Migranten warten in Barcelona auf die ÖŲnung eines Regierungsbüros, um ihre Regularisierung zu beantragen
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Symbolträger des »Neuen Frankreichs«: Der linke Bürgermeister von Saint Denis, Bally Bagayoko (France Insoumise)
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kleine spanische Linkspartei Podemos, die 
die PSOE-Regierung in Verhandlungen zu 
jenem Dekret zwang, das nun die Lega­
lisierung in Spanien ermöglicht, begrün­
dete die Legalisierung ausschließlich mit 
den Rechten von Beschäftigten: Bei den 
Migranten handele es sich um Arbeiter*in­
nen, die als PÁegekräfte, Bauarbeiter oder 
Kellnerinnen ihren Job machten. Wenn 
die politische Rechte ihnen die Regulari­
sierung verweigere, dann nur deshalb, um 
sie besser ausbeuten zu können.

Auch in Frankreich tut sich in der Lin­
ken migrationspolitisch etwas. Program­
matisch unterscheidet sich die linkssozia­
listische Bewegung La France Insoumise 
(LFI) von Präsidentschaftskandidat Jean-
Luc Mélenchon bislang wenig von der 
deutschen Linken. Auch die LFI spricht 
von einer »humanistischen und realisti­
schen Migrationspolitik« und betont den 
Beitrag der Migranten zum französischen 
Wohlstand. Doch immer deutlicher ver­
sucht sich die Bewegung als Partei des 
migrantischen Vorstadt-Proletariats zu 
proÀlieren. Sichtbarstes Beispiel dafür 
ist der schwarze Bürgermeister von Saint 
Denis, Bally Bagayoko, der von LFI als 
antirassistischer Gegenpol gegen die 
Rechte aufgebaut wird. Die Strategie 
hat auch damit zu tun, dass mittlerweile 
40 Prozent der französischen Bevölke­
rung einen migrantischen oder postko­
lonialen Hintergrund haben. Möglich 
ist dieser Wandel im Übrigen aber auch 
deshalb, weil sich France Insoumise –  
ebenso wie die DSA in den USA – sehr 
klar zur Palästina-Solidarität bekennt. 
Für viele Migrant*innen steht der Gaza­
Krieg repräsentativ für den Umgang der 
westlichen Industriestaaten mit dem glo­
balen Süden.
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